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AMT DER VORARLBERGER LANDESREGIERUNG 
Landhaus, A-6901 Bregenz 

Aktenzahl: pr., ~~n 
(Bei An\-?o\-tscl'ln!ilSMl bille anfUhren) 

Brcgenz, am 20.3. 1986 

An das 
Bundesministerium für 
Landesverteidigung 
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Auskünfte: 
Dr. Mathis 

Tel.(05574) 511 
Durchwahl: 2065 

Betrifft: Wehrrechtsänderungsgesetz 1986, Entwurf, Stellungnahme 
Bezug: Schreiben vom 6. Februar 1986, GZ. 10 041/178-1.1/84 

Zum übermittelten Entwurf eines Wehrrechtsänderungsgesetzes 1986 werden 

keine Einwendungen erhoben. 

Lediglich zu Art. I Z. 24 (§ 36 Abs. 1) wird vorgeschlagen, auch für Mobil­

machungsübungen eine gesetzliche Grundlage zu schaffen. 

Außerhalb des Gesetzentwurfes werden im Zusammenhang mit der Rechtsstellung 

des Zeitsoldaten folgende Maßnahmen angeregt: 

1. Weitere Erhöhung der Bezüge des Zeitsoldaten. 

2. Besserstellung des verheirateten Zeitsoldaten: 
Für einen ledigen Zeitsoldaten sind die derzeitigen Bezüge gerade 
ausreichend. Bei einer Verehelichung eines Zeitsoldaten treten jedoch 
große finanzielle Probleme auf. Mit den derzeitigen Bezügen kann er 

sich kaum eine Wohnung leisten oder eine Familie gründen. 

3. Zulassung der Arztwahl: 
Derzeit ist der Zeitsoldat dem Grundwehrdiener gleichgestellt. 
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4. Verbesserung des übertrittes von Zeitsoldaten in ein öffentlich-recht­
liches Dienstverhältnis: 
Der übertritt ist derzeit nur demonstrativ geregelt. Ein wesentliches 
Element für das Eingehen einer Verpflichtung als Zeitsoldat ist eine 
gewisse Sicherheit des öffentlich Bediensteten. Es sollte genau 
geregelt werden, ab wann ein Zeitsoldat als Beamter übernommen werden 
kann. Derzeit sind die Zeitsoldaten verunsichert, da es praktisch nur 
die Möglichkeit einer Berufsfortbildung außerhalb des Heeres gibt. 

Für die Vorarlberger Landesregierung: 

gez. 

(Dipl.-Vw. Gasser) 
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a) Allen 
Vorarlberger National- und Bundesräten 

b) An das 
Präsidium des Nationalrates 

1017 Wie n 
(22-fach) 
im Sinne des Rundschreibens des Bundeskanz­
leramtes vom 24. Mai 1967, Zl. 22.396-2/67 

c) An das 
Bundeskanzleramt - Verfassungsdienst 
1010 Wie n 

d) An alle 
Ämter der Landesregierungen 
z.Hd.d. Herrn Landesamtsdirektors 

e) An die 
Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der NÖ. Landesregierung 

1014 lv i e n 

f) An das 
Institut für Föderalismusforschung 

6020 I n n s b r u c k 

zur gefl. Kenntnisnahme. 

Für die Vorarlberger Landesregierung: 
Der Landesamtsdirektor: 

gez. Dr. A d a m e r 

~A. 
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